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Stand: 04.06.2015

§ 1 Name, Sitz, Zweck, Gegenstand
(1) Die Firma der Genossenschaft lautet: Bürger speichern Energie eG. Der Sitz

der Genossenschaft ist Goldener Steig 40 in 94116 Hutthurm.
(2) Zweck der Genossenschaft ist die Förderung des Erwerbs, der Wirtschaft der

Mitglieder und deren soziale und kulturelle Belange mittels gemeinschaftlichen
Geschäftsbetriebes.

(3) Gegenstand des Unternehmens sind:
a) Planung, Erstellung und Betrieb von Anlagen zur regenerativen Energie-

erzeugung, Speicherung und Vermarktung. Es kann in allen Bereichen
tätig werden, die einer umweltfreundlichen Energieversorgung dienlich
sind.

b) Bewirtschaftung, Errichtung, Erwerb und Betreuung von Bauten in
allen Rechts- und Nutzungsformen sowie Belastung, Veräußerung von
Grundstücken und die Übernahme aller im Bereich der Wohnungswirt-
schaft, des Städtebaus und der Infrastruktur anfallenden Aufgaben,
hierzu gehören Gemeinschaftsanlagen und Folgeeinrichtungen, Läden
und Räume für Gewerbetreibende, soziale, wirtschaftliche und kulturelle
Einrichtungen und Dienstleistungen.

c) c) Projektentwicklung und -begleitung sowie die Geschäftsbesorgung für
private und öffentliche Auftraggeber sowie aller damit im Zusammenhang
stehenden Tätigkeiten.

d) Die Verwaltung eigenen Vermögens.
(4) Die Genossenschaft darf alle Maßnahmen treffen, die geeignet sind oder

geeignet erscheinen, den Gesellschaftszweck zu fördern, sich an anderen
Unternehmen beteiligen, Organ im Rahmen eines steuerlichen Organschafts-
verhältnisses sein, Zweigniederlassungen und andere Unternehmen gründen,
solche erwerben oder als deren Komplementärin fungieren. Zur Erfüllung ihrer
Aufgaben kann sie sich der Hilfe sachverständiger Dritter bedienen.

(5) Die Genossenschaft kann Inhaberschuldverschreibungen ausgeben, Genuss-
rechte und stille Beteiligungen gewähren und ist berechtigt, Teile des Genos-
senschaftskapitals in rentierliche Geld- und Kapitalmarktpapiere anzulegen.

(6) Geschäfte mit Nichtmitgliedern sind zulässig.

§ 2 Geschäftsanteil, Zahlungen, Rücklagen, Nachschüsse, Haftung,
Rückvergütung, Verjährung, Mindestkapital,

(1) Der Geschäftsanteil beträgt 5,00 Euro. Er ist sofort in voller Höhe einzuzahlen.
Sacheinlagen als Einzahlungen auf den Geschäftsanteil sind zugelassen,
näheres regelt die Allgemeine Geschäftsordnung (AGO).

(2) Mitglieder können beliebig viele Geschäftsanteile übernehmen.
(3) Mit Beitritt ist ein Eintrittsgeld und Agio zu leisten. Höhe und Fälligkeit sowie

der laufenden Beiträge zur Genossenschaft regelt die AGO.
(4) Beteiligungen von Investoren an der Genossenschaft sind zulässig. Die

Zulassung eines investierenden Mitglieds bedarf der Zustimmung des
Aufsichtsrates.

(5) Die gesetzliche Rücklage wird gebildet durch eine jährliche Zuweisung von
mindestens fünf Prozent des Jahresüberschusses zuzüglich eines eventuellen
Gewinnvortrags bzw. abzüglich eines eventuellen Verlustvortrags, solange die
Rücklage 5.000 Euro nicht erreicht

(6) Die Mitglieder sind nicht zur Leistung von Nachschüssen verpflichtet.
(7) Ansprüche auf Auszahlung von Gewinnen, Rückvergütungen und Ausein-

andersetzungsguthaben verjähren in zwei Jahren ab Fälligkeit. Die Beträge
werden den Rücklagen zugeführt.

(8)
(9)

Das Mindestkapital beträgt 10% der gezeichneten Geschäftsanteile
Der Geschäftsanteil für investierende Mitglieder beträgt mindestens
1.000 Euro und ist sofort zur Einzahlung fällig.
Die Mitgliedschaft kann zu jederzeit durch die Genossenschaft gekündigt
werden, die gezeichneten Anteile und die bis zu diesem Zeitpunkt auf-
gelaufenen Zinsen, deren Höhe sich nach dem Vergütungsmodell richten,
sind entsprechend auszuzahlen.

(3) Mitglieder haben unabhängig von der Zahl der gezeichneten Anteile eine
Stimme.

(4) Bei Beschlussfassungen dürfen die Stimmen investierender Mitglieder nicht
mehr als 10% der gültig abgegebenen Stimmen der ordentlichen Mitglieder
ausmachen.

(5) Den Vorsitz in der GV führt der Vorsitzende des Aufsichtsrates oder sein Stell-
vertreter, im Verhinderungsfalle ein Vorstandsmitglied.

(6) Die GV beschließt eine AGO.
(7) Beschlüsse werden gem. § 47 GenG protokolliert.
(8) Die GV wählt die Mitglieder des Aufsichtsrates und bestimmt ihre Amtszeit.
(9) Die GV kann jederzeit Mitglieder des Vorstandes mit zwei Drittel Mehrheit

abwählen.

§ 4 Vorstand
(1) Der Vorstand besteht aus mindestens einem Mitglied. Besteht der Vorstand

aus mehr als einem Mitglied können zwei Vorstandsmitglieder rechtsver-
bindlich für die Genossenschaft zeichnen und Erklärungen abgeben. Ist ein
Vorstand bestellt, so vertritt er die Genossenschaft allein. Die Genossenschaft
kann auch durch ein Vorstandsmitglied in Gemeinschaft mit einem Prokuristen
gesetzlich vertreten werden. Einzelvertretungsbefugnis kann erteilt werden.
Die Vorstandsmitglieder sind von den Beschränkungen i. S. d. des § 181 2. Alt.
BGB befreit. Der Vorstand kann Beschlüsse auch schriftlich, telefonisch und
auf elektronischem Wege fassen.

(2) Dienstverträge mit Vorstandsmitgliedern werden vom Aufsichtsrat
abgeschlossen.

§ 5 Aufsichtsrat
(1) Sofern ein Aufsichtsrat bestellt wird, besteht er aus drei Mitgliedern.
(2) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder

an der Beschlussfassung teilnimmt. Der Aufsichtsrat kann schriftlich, telefo-
nisch und auf elektronischem Wege Beschlüsse fassen, wenn kein Aufsichts-
ratsmitglied der Beschlussfassung widerspricht.

(3) Der Aufsichtsrat bestellt den Vorstand und überwacht die Leitung der
Genossenschaft.

(4) Spätestens ab dem 21. Mitglied ist ein Aufsichtsrat zu wählen; vorher werden
dessen Rechte und Pflichten von der Generalversammlung wahrgenommen.
Sie wählt einen Bevollmächtigten, der die Genossenschaft gegenüber dem
Vorstand gerichtlich und außergerichtlich vertritt.

§ 6 Beendigung der Mitgliedschaft, Ausschluss, Auseinandersetzung
(1) Die Kündigungsfrist beträgt fünf Jahre.
(2) Mitglieder, die die Genossenschaft schädigen, können ausgeschlossen

werden.
(3) Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand. Gegen die Entscheidung

kann beim Aufsichtsrat Widerspruch eingelegt werden. Erst nach dessen
Entscheidung kann der Ausschluss gerichtlich angefochten werden. Über
Ausschlüsse von Vorstands- oder Aufsichtsratsmitgliedern entscheidet die
Generalversammlung.

(4) Beim Auseinandersetzungsguthaben werden Verlustvorträge anteilig
abgezogen.

(5) Die Mitglieder sind verpflichtet, der Genossenschaft ihre Anschrift mitzuteilen.

§ 7 Bekanntmachungen
Bekanntmachungen erfolgen unter der Firma der Genossenschaft in der „Berliner
Morgenpost“.
Zu den vorstehend wiedergegebenen Wortlaut der Satzung wird erklärt (beschei-
nigt), dass die geänderten Bestimmungen der Satzung mit dem Beschluss der
Generalversammlung vom 04.06.2015 über die Satzungsänderungen und die
unveränderten Bestimmungen mit dem zuletzt zum Register eingereichten voll-
ständigen Wortlaut der Satzung übereinstimmen.
________________________ ________________________
Johann Wilhelm                         Rainer Huhn 
- Vorstandsvorsitzender -         - Vorstand -

Satzung der Bürger speichern Energie eG

§ 3 Generalversammlung

(1)  Die Generalversammlung (GV) wird durch unmittelbare Benachrichtigung
 sämtlicher Mitglieder (postalisch, fernschriftlich, elektronisch) oder durch
 Bekanntmachung in dem unter § 7 benannten Blatt einberufen. Die 
 Einladung muss mindestens 17 Kalendertage vor der GV 
 abgesendet/veröffentlicht werden. Ergänzungen und Änderungen der
 Tagesordnung müssen spätestens zehn Kalendertage vor der GV
 abgesendet/veröffentlicht werden.

(2)  Jede ordnungsgemäß einberufene GV ist beschlussfähig.
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DIE MITGLIEDSCHAFT

§ 1  Erwerb der Mitgliedschaft
(1) Die Mitgliedschaft wird erworben durch die unbedingte Erklärung des Beitritts

durch Unterzeichnung der Beitrittserklärung. Die Mitgliedschaft beginnt zum
nächst möglichen Monatsersten.

(2) Die Annahme investierender Mitglieder überträgt der Aufsichtsrat dem
Vorstand. Die Entscheidungshoheit im Einzelfall verbleibt jedoch beim
Aufsichtsrat. Der Aufnahme investierender Mitglieder muss der Aufsichtsrat
innerhalb einer Frist von vier Wochen widersprechen, andernfalls gilt die
Zustimmung als erteilt. Maßgeblich für den Beginn der Frist ist Kenntniser-
langung eines Aufsichtsratsmitgliedes.

§ 2  Beendigung der Mitgliedschaft
(1) Die Mitgliedschaft endet durch Kündigung, vollständige Übertragung des

Geschäftsguthabens, Tod, Auflösung einer juristischen Person oder einer
Personengesellschaft oder Ausschluss.

§ 3 Kündigung
(1) Jedes Mitglied kann seine Mitgliedschaft zum Schluss eines Geschäfts-

jahres schriftlich kündigen. Die Kündigungsfrist regelt die Satzung. Soweit ein
Mitglied mit mehreren Geschäftsanteilen beteiligt ist kann es schriftlich einen
oder mehrere Geschäftsanteile seiner zusätzlichen Beteiligung zum Schluss
eines Geschäftsjahres unter Einhaltung der satzungsgemäßen Frist kündigen.

§ 4 Übertragung des Geschäftsguthabens
(1) Ein Mitglied kann jederzeit, auch im Laufe des Geschäftsjahres, sein

Geschäftsguthaben ganz oder teilweise durch schriftliche Vereinbarung auf
einen anderen übertragen und hierdurch aus der Genossenschaft ohne Ausei-
nandersetzung ausscheiden, sofern der Erwerber bereits Mitglied ist oder
wird. Die Übertragung des Geschäftsguthabens bedarf der Zustimmung des
Vorstandes.

(2) Ist der Erwerber nicht Mitglied der Genossenschaft, so muss er die Mitglied-
schaft erwerben. Ist der Erwerber bereits Mitglied, so ist das Geschäftsgut-
habens des Ausgeschiedenen seinem Geschäftsguthaben zuzuschreiben.

§ 5 Tod eines Mitgliedes, Aulösung einer juristische Person oder
Personengesellschaft

(1) Stirbt ein Mitglied, so wird dessen Mitgliedschaft durch seine Erben fortgesetzt.
Sind mehrere Erben vorhanden und teilen diese nicht innerhalb von sechs
Monaten nach dem Todesfall der Genossenschaft schriftlich mit, welchem
von Ihnen die Mitgliedschaft allein überlassen worden ist, so endet diese mit
Schluss des Geschäftsjahres, in dem die Frist abgelaufen ist. Mehrere Erben
können bis zu diesem Zeitpunkt Erklärungen gegenüber der Genossenschaft
nur durch einen gemeinschaftlichen Vertreter abgeben. Das Gleiche gilt für die
Ausübung des Stimmrechts in der Mitgliederversammlung. Der gemeinschaft-
liche Vertreter ist der Genossenschaft unverzüglich schriftlich zu benennen.
Die Fortsetzung der Mitgliedschaft mit einem Erben, der nach seiner Person
oder seinem Verhalten die Genossenschaft gemäß § 6 zum Ausschluss
berechtigen würde, ist ausgeschlossen. Soweit der Erbe selbst Mitglied ist
scheidet eine Doppelmitgliedschaft ist aus. Die Mitgliedschaften verschmelzen
zu einer einheitlichen Mitgliedschaft mit dem Schluss des Geschäftsjahres in
dem das Mitglied verstirbt. Während des laufenden Geschäftsjahres kann der
Erbe das Stimmrecht des Erblassers neben dem eigenen ausüben. Ausgeübte
Organämter enden mit dem Tode.

(2) Wird eine juristische Person oder eine Personengesellschaft aufgelöst oder
erlischt sie, so endet die Mitgliedschaft mit dem Schluss des Geschäftsjahres,
in dem die Auflösung oder das Erlöschen wirksam geworden ist. Führt die
Auflösung oder das Erlöschen zu einer Gesamtrechtsnachfolge, so setzt der
Gesamtrechtsnachfolger die Mitgliedschaft bis zum Schluss des Geschäfts-
jahres fort.

§ 6 Ausschluss
(1) Ein Mitglied kann aus der Genossenschaft zum Schluss des Geschäftsjahres

ausgeschlossen werden, wenn
a) es trotz schriftlicher Aufforderung, unter Androhung des Ausschlusses,

den satzungsmäßigen oder sonstigen der Genossenschaft gegenüber
bestehenden Verpflichtungen nicht nachkommt;

b) es über seine rechtlichen und/oder wirtschaftlichen Verhältnisse falsche
Angaben macht;

c) es durch Nichterfüllung seiner Verpflichtungen gegenüber der Genossen-
schaft diese schädigt oder geschädigt hat;

d) es zahlungsunfähig geworden ist oder wenn über sein Vermögen das
Insolvenzverfahren eröffnet worden ist;

e) die Voraussetzungen für die Aufnahme in die Genossenschaft nicht
vorhanden waren oder nicht mehr vorhanden sind;

f) sich sein Verhalten mit den Belangen der Genossenschaft nicht verein-
baren lässt.

(2) Für den Ausschluss ist der Vorstand zuständig. Mitglieder des Vorstands oder
des Aufsichtsrats können jedoch nur durch Beschluss der Generalversammlung
ausgeschlossen werden.

(3) Vor der Beschlussfassung ist der Auszuschließenden Gelegenheit zu geben,
sich zu dem beabsichtigten Ausschluss zu äußern. Hierbei sind ihm die wesent-
lichen Tatsachen, auf denen der Ausschluss beruhen soll, sowie der gesetzliche
oder satzungsmäßige Ausschließungsgrund mitzuteilen. Ist der Aufenthaltsort
unbekannt, so kann der beabsichtigte Ausschlussgrund in der satzungsge-
mäßen Form öffentlich bekanntzumachen.

(4) Der Beschluss ist dem Ausgeschlossenen von dem Vorstand unverzüglich
mittels eingeschriebenen Briefs mitzuteilen. Erhält das Mitglied die Mitteilung
nachweisbar per Boten oder per einfachen Brief, ist dies unschädlich. Von der
Absendung des Briefes an kann das Mitglied nicht mehr an der Generalver-
sammlung teilnehmen oder die Einrichtungen der Genossenschaft nutzen. Ist
der Aufenthaltsort unbekannt, so ist der beabsichtigte Ausschlussgrund in der
satzungsgemäßen Form öffentlich bekanntzumachen. Die vorübergehende
Nutzung der Einrichtungen der Genossenschaft kann dem Mitglied ganz oder
teilweise und/oder mit entsprechenden Auflagen versehen vom Vorstand
schriftlich erteilt werden.

(5) Der Ausgeschlossene kann, wenn nicht die Generalversammlung den
Ausschluss beschlossen hat, innerhalb eines Monats seit der Absendung des
Briefes Beschwerde beim Aufsichtsrat einlegen. Die Beschwerdeentscheidung
des Aufsichtsrates ist genossenschaftsintern endgültig. Legt der Ausge-
schlossene nicht fristgerecht Beschwerde ein, ist der ordentliche Rechtsweg
ausgeschlossen.

§ 7 Auseinandersetzung
(1) Für die Auseinandersetzung zwischen dem ausgeschiedenen Mitglied und

der Genossenschaft ist der zuletzt festgestellte Jahresabschluss maßgebend.
Die Berücksichtigung der Verlustvorträge ergibt sich aus der Satzung. Auf die
Rücklagen Agio, Eintrittsgeld und das sonstige Vermögen der Genossenschaft
hat das Mitglied keinen Anspruch. Im Fall der vollständigen Übertragung des
Geschäftsguthabens findet eine Auseinandersetzung nicht statt.

(2) (2) Dem ausgeschiedenen Mitglied ist das Auseinandersetzungsguthaben
grundsätzlich binnen sechs Monaten nach dem Ausscheiden auszuzahlen. Für
die Auszahlung ist die Zustimmung von Vorstand und Aufsichtsrat erforderlich.

(3) Die Genossenschaft ist berechtigt, bei der Auseinandersetzung die ihr gegen
das ausgeschiedene Mitglied zustehenden fälligen Forderungen gegen das
auszuzahlende Guthaben aufzurechnen.

(4) (4) Die Auseinandersetzung des ausgeschiedenen Mitgliedes mit der Genos-
senschaft bestimmt sich nach der Vermögenslage der Genossenschaft, dem
Mindestkapital und dem Bestand des Geschäftsguthabens des Mitglieds zur Zeit
seines Ausscheidens. Reicht das Vermögen der Genossenschaft einschließlich
der Rücklagen und aller Geschäftsguthaben zur Deckung der Schulden nicht
aus, so ist das ausgeschiedene Mitglied verpflichtet, von dem Fehlbetrag einen
nach dem Verhältnis der Geschäftsanteile zu berechnenden Anteil, höchstens
jedoch die Haftsumme, an die Genossenschaft zu zahlen. Der Genossenschaft
haftet das Auseinandersetzungsguthaben des Mitglieds für einen etwaigen
Ausfall, insbesondere im Insolvenzverfahren. Soweit durch die Auszahlung
des Auseinandersetzungsguthabens das satzungsgemäße Mindestkapital
der Genossenschaft unterschritten würde, ist der Anspruch auf Auszahlung
ganz oder teilweise ausgesetzt, bis die Auszahlung ohne Unterschreitung des
Mindestkapitals wieder möglich ist. Von einer Aussetzung betroffene Ansprüche
aus Vorjahren werden, auch im Verhältnis zueinander, mit Vorrang bedient.

(5) Scheidet ein Mitglied aus der Genossenschaft aus ohne die laut Beitrittser-
klärung vereinbarten Beiträge vollständig eingezahlt zu haben, ist die Genos-
senschaft berechtigt eine Aufwandsentschädigung in Minderung zu bringen.

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten entsprechend für die Auseinandersetzung bei der
Kündigung einzelner Geschäftsanteile.

§ 8 Rechte der Mitglieder
Jedes Mitglied hat das Recht,

a) an der Generalversammlung, an ihren Beratungen, Abstimmungen und
Wahlen teilzunehmen und dort Auskünfte über Angelegenheiten der
Genossenschaft zu verlangen, soweit dem § 28 nichts entgegensteht;

b) Anträge für die Tagesordnung der Generalversammlung einzureichen;
c) bei Anträgen auf Berufung einer außerordentlichen Generalversammlung

mitzuwirken; zu solchen Anträgen bedarf es der Unterschrift mindestens
des zehnten Teils der Mitglieder;

d) die Niederschrift über die Generalversammlung einzusehen;
e) e) rechtzeitig vor Feststellung des Jahresabschlusses durch die General-

versammlung eine Einsicht in den Geschäftsbericht und den Bericht des
Aufsichtsrates zu nehmen.

Allgemeine Geschäftsordnung (AGO) der
Bürger speichern Energie eG
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§ 9 Plichten der Mitglieder

(1) Jedes Mitglied hat die Pflicht, die Interessen der Genossenschaft nach Kräften
zu unterstützen. Dazu gehört insbesondere:
a) den Bestimmungen des Genossenschaftsgesetzes, der Satzung, dieser

Geschäftsordnung, der Beitrittserklärung, eventuelle Vereinbarungen
und den Beschlüssen der Generalversammlung nachzukommen;

b) die Einzahlungen auf den Geschäftsanteil oder auf weitere Genossen-
schaftsanteile zu leisten;

c) auf Anforderung, die für die Genossenschaft erforderlichen Unterlagen
einzureichen. Die Auskünfte werden von der Genossenschaft vertraulich
behandelt;

d) d) der Genossenschaft jede Änderung seiner Anschrift, die Änderung der
Rechtsform sowie der Inhaber und Beteiligungsverhältnisse unverzüglich
mitzuteilen, kommt das Mitglied dem nicht nach, so dass Benachrich-
tigungen, Zustellungen etc. nicht erfolgen können, so gilt der Aufent-
haltsort des Mitgliedes als unbekannt.

e) e) das festgelegte Eintrittsgeld, Agio zu bezahlen

f) zur Regelungen aller Streitigkeiten, aus welchem Grunde auch immer, vor
Inanspruchnahme der Gerichte, die Schiedsstelle zu befassen und deren
Ergebnis abzuwarten (Näheres regelt § 36 dieser Geschäftsordnung).

§ 10 Organe der Genossenschaft
Die Organe der Genossenschaft sind der Vorstand, der Aufsichtsrat und die
Generalversammlung.

VORSTAND

§ 11 Zusammensetzung, Leitung der Genossenschaft
(1) Die Zusammensetzung des Vorstandes regelt die Satzung.
(2) Der Vorstand leitet die Genossenschaft in eigener Verantwortung.
(3) Der Vorstand führt die Geschäfte der Genossenschaft gemäß den Vorschriften

der Gesetze, der Satzung, dieser Geschäftsordnung und der Geschäfts-
ordnung für den Vorstand.

(4) Der Vorstand vertritt die Genossenschaft gerichtlich und außergerichtlich.

§ 12 Aufgaben und Plichten des Vorstands

(1) Die Vorstandsmitglieder haben bei ihrer Geschäftsführung die Sorgfalt eines
ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsleiters einer Genossenschaft
anzuwenden. Über vertrauliche Angaben und Geheimnisse, namentlich
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse, die ihnen durch die Tätigkeit im Vorstand
bekannt geworden sind, haben sie Stillschweigen zu bewahren. Vorstandmit-
glieder, die ihre Pflichten verletzen, sind der Genossenschaft zum Ersatz des
daraus entstehenden Schadens als Gesamtschuldner verpflichtet. Ist streitig,
ob sie die Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsleiters
einer Genossenschaft angewandt haben, so trifft sie die Beweislast.

(2) Der Vorstand hat insbesondere
a) die Geschäfte entsprechend Zweck und Gegenstand der Genossen-

schaft ordnungsgemäß zu führen;
b) die für den ordnungsgemäßen und erfolgreichen Geschäftsbetrieb

notwendigen personellen, finanziellen, organisatorischen und sachlichen
Maßnahmen rechtzeitig zu planen und durchzuführen;

c) eine Geschäftsordnung für den Vorstand nach Anhörung des Aufsichts-
rates aufzustellen, die vom Vorstand einstimmig zu beschließen und von
allen Vorstands-mitgliedern zu unterzeichnen ist;

d) für eine ordnungsgemäße Buchführung und ein zweckdienliches
Rechnungswesen zu sorgen;

e) spätestens innerhalb der gesetzlichen Fristen Jahresabschluss und
Geschäftsbericht aufzustellen, dem Aufsichtsrat unverzüglich und sodann
mit dessen Bemerkungen der Generalversammlung zur Feststellung des
Jahresabschlusses vorzulegen;

f) ein Verzeichnis der Mitglieder zu führen; neu eingetretene Mitglieder sind
unverzüglich in die Mitgliederliste einzutragen und hiervon unverzüglich
zu unterrichten. Die Mitgliederliste enthält neben den persönlichen Daten
des Mitglieds und der Inhalte der Beitritts und Beteiligungserklärung,
den Geschäftsanteilen je Mitglied auch den Vermerk, ob es sich um ein
Mitglied, oder ein investierendes Mitglied handelt.

g) dem zuständigen gesetzlichen Prüfungsverband Einberufung, Termin,
Tagesordnung und Anträge für die Generalversammlung rechtzeitig
anzuzeigen;

h) im Prüfungsbericht festgestellte Mängel abzustellen und dem gesetz-
lichen Prüfungsverband hierüber zu berichten.

§ 13 Berichterstattung an den Aufsichtsrat
Der Vorstand hat dem Aufsichtsrat regelmäßig über die betrieblich wesentlichen
Grundlagen zu informieren.

§ 14 Bestellung und Dienstverhältnis
(1) Der Vorstand wird von dem Aufsichtsrat bestellt und abberufen. Die Vorstands-

mitglieder werden in getrennten Wahlgängen gewählt. Den Vorsitzenden
des Vorstands und dessen Stellvertreter wählt nach jeder Bestellung von
Vorstandsmitgliedern der Aufsichtsrat.

(2) Der Aufsichtsrat unterzeichnet mit jedem Vorstandsmitglied einen Dienst-
vertrag. Die Laufzeit dieser Vereinbarung orientiert sich höchstens an der
Laufzeit der Wahlperiode.

(3) Mitglieder des Vorstandes scheiden mit Ende des Kalenderjahres aus dem
Vorstand aus, in dem sie das 70. Lebensjahr vollendet haben. Hiervon kann
durch gesonderte schriftliche Vereinbarung abgewichen werden.

(4) Die Amtsperiode der Vorstandsmitglieder beträgt fünf Jahre und dauert bis
zur Nachwahl des Nachfolgers an. Sie beginnt mit dem Schluss der General-
versammlung, die die Wahl vorgenommen hat, und endet am Schluss der
Generalversammlung, die für das fünfte Geschäftsjahr nach der Wahl statt-
findet. Hierbei wird das Geschäftsjahr, in welchem das Vorstandsmitglied
gewählt wird, mitgerechnet. Wiederbestellung ist zulässig.

(5) Der Dienstvertrag mit einem Vorstandsmitglied kann durch den Aufsichtsrat
gekündigt werden.

(6) Für die außerordentliche Kündigung aus wichtigem Grund (fristlose Kündigung)
ist die Generalversamm-lung zuständig. Die Kündigung hat die Aufhebung der
Organstellung zum Zeitpunkt des Ausscheidens zur Folge.

(7) Der Aufsichtsrat kann jederzeit ein Vorstandsmitglied seines Amtes entheben.
(8) Die Vorstandsmitglieder dürfen ihr Amt vor Ablauf der Amtsdauer nur nach

rechtzeitiger Ankündigung und nicht zur Unzeit niederlegen, so dass ein
Vertreter bestellt werden kann; es sei denn, dass ein wichtiger Grund für die
Amtsniederlegung gegeben ist.

§ 15 Willensbildung
(1) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner Mitglieder

mitwirkt. Er fasst seine Beschlüsse mit Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei
Stimmengleichheit kann ein Vorstandsmitglied eine verbindliche Entscheidung
des Aufsichtrates verlangen, ansonsten gilt ein Antrag als abgelehnt.

(2) Beschlüsse, die über den regelmäßigen Geschäftsbe-trieb hinausgehen,
sind zu Beweiszwecken zu protokollieren. Die Protokolle sind fortlaufend zu
nummerieren und von den an der Beschlussfassung beteiligten Vorstandsmit-
gliedern zu unterzeichnen.

(3) Wird über geschäftliche Angelegenheiten der Genossenschaft beraten, die die
Interessen eines Vorstandsmitgliedes, seines Ehegatten, seiner Eltern, Kinder
und Geschwister oder einer von ihm kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen
Person berühren, so darf das betroffene Vorstandsmitglied an der Abstimmung
nicht teilnehmen. Das Vorstandsmitglied ist jedoch vor der Beschlussfassung
zu hören.

§ 16 Teilnahme an Sitzungen des Aufsichtsrate
(1) Die Mitglieder des Vorstandes sind berechtigt, an den Sitzungen des Aufsichts-

rates teilzunehmen. Durch Beschluss des Aufsichtsrates kann die Teilnahme
ausge-schlossen werden. In den Sitzungen des Aufsichtsrates hat der Vorstand
die erforderlichen Auskünfte über geschäftliche Angelegenheiten zu erteilen.

AUFSICHTSRAT

§ 17 Aufgaben und Plichten des Aufsichtsrates

(1) Der Aufsichtsrat vertritt die Genossenschaft beim Abschluss von Verträgen mit
den Vorstandsmitgliedern. Das gleiche gilt bei Prozessen gegen Vorstandsmit-
glieder, die von der Generalversammlung beschlossen worden sind.

(2) Der Aufsichtsrat hat die Geschäftsführung des Vorstandes zu überwachen
und sich zu diesem Zweck über die Angelegenheiten der Genossenschaft zu
unterrichten.

(3) Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den Geschäftsbericht und den
Vorschlag des Vorstandes für die Verwendung eines Jahresüberschusses oder
für die Deckung eines Jahresfehlbetrages zu prüfen. Er hat sich darüber zu
äußern und der Generalversammlung vor Feststellung des Jahresabschlusses
Bericht zu erstatten.

(4) Einzelheiten über die Erfüllung der dem Aufsichtsrat obliegenden Pflichten
regelt die vom Aufsichtsrat aufzustellende Geschäftsordnung für den
Aufsichtsrat.

(5) Die Aufsichtsratsmitglieder haben bei ihrer Tätigkeit die Sorgfalt eines ordent-
lichen und gewissenhaften Aufsichtsratsmitgliedes einer Genossenschaft
anzuwenden. Sie haben über alle vertraulichen Angaben und Geheimnisse
der Genossenschaft sowie der Mitglieder und Kunden, die ihnen durch die
Tätigkeit im Aufsichtsrat bekannt geworden sind, Stillschweigen zu bewahren.
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(6) Die Aufsichtsratsmitglieder dürfen keine nach dem Geschäftsergebnis
bemessene Vergütung beziehen. Dagegen kann neben dem Ersatz der
Auslagen im Rahmen der steuerlichen Höchstsätze eine Aufsichtsratsver-
gütung gewährt werden, über die die gemeinsame Sitzung von Aufsichtsrat
und Vorstand beschließt.

§ 18 Sitzungen von Vorstand und Aufsichtsrat, zustimmungsbedürftige
Angelegenheiten

(1) Folgende Angelegenheiten bedürfen der Zustimmung des Aufsichtsrates:
a) der Abschluss und die Kündigung von Verträgen mit besonderer

Bedeutung, insbesondere von solchen Verträgen, die wiederkeh-
rende Verpflichtungen in erheblichem Umfang für die Genossenschaft
begründen;

b) über die Anschaffung und Veräußerung von Sachen im Wert von mehr
als 5.000 Euro;

c) wesentliche Vorschläge zur Beratung und Beschlussfassung durch die
Generalversammlung;

d) Feststellung der Gebühren (Erhebung, Fälligkeit und Höhe der Gebühren
wie Eintrittsgeld, Agios, jährlichen Kontoführungsgebühr usw.);

e) Austritt aus genossenschaftlichen Verbänden und Vereinigungen;
f) Festlegung von lang-und mittelfristigen Unternehmenszielen;
g) Grundsätze für die Aufnahme und Gewährung von Krediten;
h) Allgemeine Geschäftsbedingungen;
i) die Gewährung und Inanspruchnahme von Krediten und Nachrangdar-

lehen durch die Genossenschaft.
(2) Den Vorsitz in den gemeinsamen Sitzungen führt ein Vorstandsmitglied.
(3) Ein Antrag ist abgelehnt, wenn er nicht die Mehrheit findet.
(4) Beschlüsse sind zu Beweiszwecken in einem gemeinsamen Protokoll festzu-

halten; das Ergebnis der getrennten Abstimmung ist hierbei festzuhalten.

§ 19 Zusammensetzung und Wahl
(1) Die Anzahl der Mitglieder des Aufsichtsrates regelt die Satzung.
(2) Die Amtsdauer beträgt fünf Jahre. Sie beginnt mit dem Schluss der General-

versammlung, die die Wahl vorgenommen hat, und endet am Schluss der
Generalversammlung, die für das fünfte Geschäftsjahr nach der Wahl statt-
findet. Hierbei wird das Geschäftsjahr, in welchem das Aufsichtsratsmitglied
gewählt wird, mitgerechnet.

(3) Die Mitglieder des Aufsichtsrates werden einzeln gewählt. Eine Wiederbe-
stellung ist zulässig.

(4) Scheiden Mitglieder im Laufe ihrer Amtszeit aus, so besteht der Aufsichtsrat
bis zur nächsten ordentlichen Generalversammlung, in der die Ersatzwahlen
vorgenommen werden, nur aus den verbliebenen Mitgliedern. Eine frühere
Ersatzwahl durch eine außerordentliche Generalversammlung ist nur dann
erforderlich, wenn die Zahl der Aufsichtsratsmitglieder unter die gesetzliche
Mindestzahl von drei herabsinkt. Ersatzwahlen erfolgen für den Rest der
Amtsdauer des ausgeschiedenen Mitgliedes.

(5) Aus dem Vorstand ausgeschiedene Mitglieder können erst in den Aufsichtsrat
gewählt werden, wenn sie für ihre gesamte Vorstandstätigkeit entlastet worden
sind.

(6) Das Amt eines Aufsichtsratsmitgliedes endet vorzeitig, wenn es darauf beruht,
dass das Aufsichtsratsmitglied zur Vertretung einer juristischen Person oder
Personengesellschaft berufen ist, die Mitglied der Genossenschaft ist, wenn
diese Vertretungsbefugnis endet.

§ 20 Konstituierung, Beschlussfassung
(1) Der Aufsichtsrat wählt im Anschluss an jede Wahl aus seiner Mitte einen Vorsit-

zenden, einen Stellvertreter und einen Schriftführer. Der Aufsichtsrat ist befugt,
zu jeder Zeit über die Amtsverteilung neu zu beschließen.

(2) Die Sitzungen des Aufsichtsrates werden durch seinen Vorsitzenden, im
Verhinderungsfalle durch dessen Stellvertreter, einberufen. Solange ein Vorsit-
zender und ein Stellvertreter nicht gewählt sind, werden die Aufsichtsratssit-
zungen durch das an Lebensjahren älteste Aufsichtsratsmitglied einberufen.

(3) Die Beschlussfähigkeit regelt die Satzung.
(4) Die Sitzungen des Aufsichtsrates sollen regelmäßig stattfinden. Die Mitglieder

des Vorstands sind berechtigt, an den Sitzungen des Aufsichtsrats teilzu-
nehmen, wenn nicht durch besonderen Beschluss des Aufsichtsrats die
Teilnahme ausgeschlossen wird.

(5) Beschlüsse sind zu Beweiszwecken zu protokollieren. Die Protokolle sind
fortlaufend zu nummerieren und vom Aufsichtsratsvorsitzenden oder dessen
Stellvertreter und vom Schriftführer zu unterzeichnen.

(6) Wird über geschäftliche Angelegenheiten der Genossenschaft beraten, die
die Interessen eines Aufsichtsratsmitgliedes, seines Ehegatten, seiner Eltern,
Kinder und Geschwister oder einer von ihm kraft Gesetzes oder Vollmacht
vertretenen Person berühren, so darf das betroffene Aufsichtsratsmitglied an
der Abstimmung nicht teilnehmen. Das Aufsichtsratsmitglied ist jedoch vor der
Beschlussfassung zu hören.

GENERALVERSAMMLUNG

§ 21 Ausübung der Mitgliedsrechte
(1) Die Mitglieder üben ihre Rechte in den Angelegenheiten der Genossenschaft in

der Generalversammlung aus. Sie sollen ihre Rechte persönlich ausüben.
(2) Die Stimmberechtigung der Mitglieder regelt die Satzung.
(3) Geschäftsunfähige und beschränkt geschäftsfähige Personen üben ihr Stimm-

recht durch den gesetzlichen Vertreter aus.
(4) Mitglieder oder deren gesetzliche Vertreter können sich durch Bevollmäch-

tigte vertreten lassen. Mehrere Erben eines verstorbenen Mitglieds können das
Stimmrecht nur durch einen gemeinschaftlichen Bevollmächtigten ausüben. Ein
Bevollmächtigter kann nur jeweils zwei andere Mitglieder vertreten. Bevollmäch-
tigte können nur Mitglieder der Genossenschaft, Ehegatten, Eltern, Kinder oder
Geschwister eines Mitglieds sein.

(5) Personen, an die die Mitteilung über den Ausschluss abgesandt ist, können nicht
bevollmächtigt werden.

(6) Stimmberechtigte gesetzliche Vertreter oder Bevollmächtigte müssen ihre Vertre-
tungsbefugnis schriftlich nachweisen.

(7) Niemand kann für sich oder einen anderen das Stimmrecht ausüben, wenn
darüber Beschluss gefasst wird, ob er oder das vertretene Mitglied zu entlasten
oder von einer Verbindlichkeit zu befreien ist, oder ob die Genossenschaft gegen
ihn oder das vertretene Mitglied einen Anspruch geltend machen soll. Er ist jedoch
vor der Beschlussfassung zu hören.

§ 22 Frist und Tagungsort
(1) Die ordentliche Generalversammlung soll innerhalb der ersten sechs Monate nach

Ablauf des Geschäftsjahres stattfinden.
(2) Außerordentliche Generalversammlungen können nach Bedarf einberufen

werden.
(3) Die Generalversammlung findet am Sitz der Genossenschaft statt, soweit nicht

Vorstand und Aufsichtsrat einen anderen Tagungsort festlegen.

§ 23 Einberufung, Fristen und Tagesordnung
(1) Die Generalversammlung wird durch den Vorstand einberufen.
(2) Die Mitglieder der Genossenschaft können in einem von ihnen unterzeichneten

Antrag unter Angabe des Zwecks und der Gründe die Einberufung einer außeror-
dentlichen Generalversammlung verlangen. Hierzu bedarf es der Unterschriften
von mindestens einem Zehntel der Mitglieder.

(3) Benachrichtigung und Fristen regelt die Satzung.
(4) Die Tagesordnung wird von Vorstand und Aufsichtsrat gemeinsam festgesetzt.

Mitglieder der Genossenschaft können in einem von ihnen unterzeichneten Antrag
unter Angabe der Gründe verlangen, dass Gegenstände zur Beschlussfassung
in der Generalversammlung angekündigt werden. Hierzu bedarf es der Unter-
schriften von mindestens einem Zehntel der Mitglieder.

(5) Zu Anträgen und Verhandlungen ohne Beschlussfassung bedarf es der Ankün-
digung nicht.

§ 24 Versammlungsleitung
(1) Den Vorsitz in der Generalversammlung regelt die Satzung.
(2) Der Vorsitzende der Generalversammlung ernennt einen Schriftführer und die

erforderlichen Stimmenzähler.

§ 25 Gegenstände der Beschlussfassung
Der Beschlussfassung der Generalversammlung unterliegen neben den in dieser Satzung
bezeichneten sonstigen Angelegenheiten insbesondere:

a) Änderung der Satzung;
b) Auflösung der Genossenschaft;
c) Fortsetzung der Genossenschaft nach beschlossener Auflösung;
d) Verschmelzung der Genossenschaft;
e) Widerruf der Bestellung von Mitgliedern des Vorstandes sowie von Mitgliedern

des Aufsichtsrates;
f) Bestätigung einer einstweiligen Amtsenthebung des Vorstandes gemäß

§ 40 Genossenschaftsgesetz;
g) Feststellung des Jahresabschlusses, Verwendung des Jahresüberschusses

oder Deckung des Jahresfehlbetrages sowie der Umfang der Bekanntgabe des
Prüfungsberichtes;

h) Entlastung des Vorstandes und des Aufsichtsrates;
i) Bestellung und Abberufung der Mitglieder des Aufsichtsrates sowie die

Festsetzung ihrer Vergütungen;
j) Ausschluss von Vorstands- und Aufsichtsratsmitgliedern aus der Genossenschaft;
k) Verfolgung von Regressansprüchen gegen im Amt befindliche Vorstands- und

Aufsichtsratsmitglieder;
l) Festsetzung der Beschränkungen bei Kreditgewährung gemäß § 49 des

Genossenschaftsgesetzes;
m) Änderung der Rechtsform.
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§ 26 Mehrheitserfordernisse
(1) Die Beschlüsse der Generalversammlung bedürfen der einfachen Mehrheit

der abgegebenen Stimmen, soweit nicht das Gesetz oder diese Geschäfts-
ordnung, sowie besonders entsprechend gekennzeichnete Beschlüsse eine
größere Mehrheit vorschreibt.

(2) Ein Beschluss über die Änderung der Rechtsform, die Auflösung, den Widerruf
der Bestellung von Mitgliedern des Aufsichtsrats, Ausschluss von Vorstands-
und Aufsichtsratsmitgliedern aus der Genossenschaft, Verfolgung von
Regressansprüchen gegen im Amt befindliche Aufsichtsratsmitglieder wegen
ihrer Organstellung, Austritt aus genossenschaftlichen Verbänden, Zentralen
und Vereinigungen, Verschmelzung der Genossenschaft oder Änderung der
Rechtsform, Aufnahme, Ausgliederung oder Aufgabe eines Geschäftsbereichs,
der den Kernbereich der Genossenschaft berührt, Auflösung der Genossen-
schaft und ggf. Fortsetzung der Genossenschaft nach beschlossener Auflösung
bedarf der Mehrheit von Dreiviertel der abgegebenen Stimmen.

(3) Bei der Beschlussfassung über die Auflösung sowie die Änderung der
Rechtsform müssen über die gesetzlichen Vorschriften hinaus, zwei Drittel aller
Mitglieder in einer nur zu diesem Zweck einberufenen Generalversammlung
anwesend oder vertreten sein. Wenn diese Mitgliederzahl in der Versammlung,
die über die Auflösung oder die Änderung der Rechtsform beschließt, nicht
erreicht ist, kann jede weitere Versammlung ohne Rücksicht auf die Zahl der
erschienenen Mitglieder innerhalb des gleichen Geschäftsjahres über die
Auflösung oder Änderung der Rechtsform beschließen.

(4) Vor der Beschlussfassung über die Verschmelzung, Auflösung oder
Fortsetzung der aufgelösten Genossenschaft sowie die Änderung der
Rechtsform ist der Prüfungsverband zu hören. Ein Gutachten des Prüfungs-
verbandes ist vom Vorstand rechtzeitig zu beantragen und in der Generalver-
sammlung zu verlesen.

(5) Für die Berechnung der Stimmen investierender Mitglieder kommt jeweils
für die Ja-/Nein-Stimmen gem. Satzung folgende Berechnungsformel zur
Anwendung

∑oSt x ∑aiSt
------------------ + ∑aoST = Abstimmungsergebnis
∑iSt x 10

Legende:

∑oSt = Summe Stimmen ordentlicher Mitgl.
∑iSt = Summe Stimmen investierender Mitgl.
∑aoSt = Summe gültig abgegebener St. ordentl. Mitgl.
∑aiSt = Summe gültig abgegebener St. invest. Mitgl.

§ 27 Abstimmung und Wahlen
(1) Abstimmungen und Wahlen erfolgen in der Generalversammlung durch

Handzeichen. Abstimmungen oder Wahlen müssen geheim mit Stimmzettel
durchgeführt werden, wenn der Vorstand, der Aufsichtsrat oder ein Viertel
Mehrheit der bei einer Beschlussfassung hierüber gültig abgegebenen
Stimmen es verlangt. Auf Grundlage der Satzung können weitere Abstim-
mungsmöglichkeiten zugelassen werden.

(2) Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als angenommen.
(3) Ein in ein Amt gewählter hat unverzüglich gegenüber der Genossenschaft zu

erklären, ob er die Wahl annimmt.

§ 28 Auskunftsrecht
(1) Jedem Mitglied ist auf Verlangen in der Generalversammlung Auskunft über

Angelegenheiten der Genossenschaft zu geben, soweit das zur sachgemäßen
Beurteilung des Gegenstandes der Tagesordnung erforderlich ist. Die Auskunft
erteilt der Vorstand oder der Aufsichtsrat.

(2) Die Auskunft darf nur verweigert werden, soweit:
a) die Erteilung der Auskunft nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung

geeignet ist, der Genossenschaft einen nicht unerheblichen Nachteil
zuzufügen;

b) die Frage steuerliche- oder juristische Wertansätze betrifft welche nur
von einer hierzu standesrechtlich berechtigte Person beantwortet werden
dürfen;

c) die Erteilung der Auskunft strafbar wäre oder eine gesetzliche, satzungs-
mäßige oder vertragliche Geheimhaltungspflicht verletzt würde;

d) das Auskunftsverlangen die persönlichen oder geschäftlichen Verhält-
nisse eines einzelnen Mitgliedes oder eines Dritten betrifft;

e) es sich um vertragliche Vereinbarungen mit Vorstandsmitgliedern oder
einzelner Mitgliedern / Mitunternehmer der Genossenschaft handelt.

§ 29 Protokoll

(1) Die Beschlüsse der Generalversammlung sind zu Beweiszwecken zu protokol-
lieren. Die Protokolle sind fortlaufend zu nummerieren. Die Eintragung ist nicht
Voraussetzung für die Rechtswirksamkeit der Beschlüsse.

(2) Das Protokoll soll möglichst zeitnah erstellt werden. Dabei sollen Ort und Tag
der Einberufung der Versammlung, Name des Versammlungsleiters sowie Art
und Ergebnis der Abstimmungen und die Feststellung des Versammlungs-
leiters über die Beschlussfassung angegeben werden. Die Eintragung muss
von dem Vorsitzenden der Generalversammlung und dem Schriftführer unter-
schrieben werden.

§ 30 Teilnahmerecht der Verbände
Vertreter des Prüfungsverbandes können an jeder Generalversammlung beratend
teilnehmen

EIGENKAPITAL UND HAFTSUMME

§ 31 Geschäftsanteil und Geschäftsguthaben
(1) Den Geschäfts- und Pflichtanteil regelt die Satzung.
(2) Ein Eintrittsgeld wird nicht erhoben. Das Agio beträgt 5% der Beteiligungs-

summe und ist mit der Annahme des Antrages fällig und vor Aufbau des
Kapitalkontos zu begleichen. Das Agio ist in keiner Form rückzahlbar.

(3) Der Pflichtanteil zuzgl. Agio ist sofort nach Annahme des Beitritts voll einzu-
zahlen. Weitere Geschäftsanteile können mit schriftlicher Zustimmung des
Vorstandes in Raten geleistet werden. In diesem Fall ist das Agio auf die
weiteren gezeichneten Geschäftsanteile sofort nach Eintragung in die Liste der
Mitglieder einzuzahlen. Vom Beginn des folgenden Monats ab sind monatlich
mindestens jeweils 50 EURO einzuzahlen, bis die Summe der gezeichneten
Geschäftsanteile erreicht ist.

(4) Die auf den/die Geschäftsanteile geleisteten Einzahlungen, abzüglich zur
Verlustdeckung abgeschriebener Beträge bilden das Geschäftsguthaben
eines Mitglieds.

(5) Das Geschäftsguthaben darf, solange das Mitglied nicht ausgeschieden ist,
von der Genossenschaft nicht ausgezahlt oder aufgerechnet werden. Eine
geschuldete Einzahlung darf nicht erlassen werden; gegen diese kann das
Mitglied nicht aufrechnen.

(6) Die Abtretung oder Verpfändung des Geschäftsguthabens an Dritte ist
unzulässig und der Genossenschaft gegenüber unwirksam. Eine Aufrechnung
des Geschäftsguthabens durch das Mitglied gegen seine Verbindlichkeiten
gegenüber der Genossenschaft ist nicht gestattet.

§ 32 Verzinsung des Geschäftsguthabens
Das Geschäftsguthaben wird nicht verzinst.

§ 33 Gesetzliche Rücklage
Die Bildung von Rücklagen regelt die Satzung.

§ 34 Ergebnisrücklagen
Neben der gesetzlichen Rücklage können weitere Ergebnisrücklagen gebildet werden.
Über ihre Bildung und Verwendung beschließen Vorstand und Aufsichtsrat in gemein-
samer Sitzung. Der Generalversammlung verbleibt das Recht, sie zur Deckung von
Bilanzverlusten zu verwenden.

§ 35 Nachschussplicht

Die Nachschusspflicht regelt die Satzung.

§ 36 Schiedsvereinbarung
(1) Über alle Streitigkeiten, die sich aus der Satzung ergeben, sowohl zwischen der

Genossenschaft und den Mitgliedern als auch zwischen den Mitgliedern unter-
einander, wird unter Ausschluss des ordentlichen Rechtsweges ein Schiedsge-
richt entscheiden. Dieses gilt auch für Streitigkeiten über die Wirksamkeit der
Satzung.
a) Das Schiedsgericht besteht aus drei Schiedsrichtern.
b) Jede Partei ernennt einen Schiedsrichter; ausgeschlossen sind

Personen, die zu der Partei in einem Dienstverhältnis oder in einem
ähnlichen Rechtsverhältnis stehen, auch wenn das Rechtsverhältnis
keinen Zusammenhang mit der Streitigkeit hat. Die beiden Schiedsrichter
bestimmen einen Obmann.

c) Einigen sie sich innerhalb von zwei Wochen nach Benennung des letzten
der beiden Schiedsrichter auf die Person des Obmanns nicht, so soll
dieser auf Antrag eines der beiden Schiedsrichter oder auf Antrag einer
der Parteien vom Vorstand eines genossenschaftlichen Prüfungsver-
bandes bestimmt werden.

(2) Die betreibende Partei hat der Gegenpartei – unter Benennung des eigenen
Schiedsrichters – den Streitgegenstand schriftlich darzulegen und sie aufzu-
fordern, ihrerseits innerhalb von zwei Wochen einen Schiedsrichter schriftlich
gegenüber der betreibenden Partei zu benennen.Geschieht dieses innerhalb
dieser Frist nicht, so soll der Vorstand eines genossenschaftlichen Prüfungs-
verbandes auf Antrag der betreibenden Partei den Schiedsrichter benennen.

Allgemeine Geschäftsordnung (AGO) der
Bürger speichern Energie eG



Seite 7

(3) Fällt ein Schiedsrichter weg, so ist innerhalb von zwei Wochen ein neuer
Schiedsrichter zu benennen. Die Bestimmungen unter Absatz 1 und 2 gelten
entsprechend.

(4) Soweit die Schiedsvereinbarung keine abweichende Regelung enthält, gelten
die Bestimmungen der §§ 1025 ff. ZPO, für das Verfahren des Schiedsge-
richtes gilt insbesondere § 1034 ZPO. Danach haben die Schiedsrichter vor
Erlass des Schiedsspruches die Parteien zu hören und den, dem Streit zu
Grunde liegenden Sachverhalt zu ermitteln, soweit sie die Ermittlungen für
erforderlich halten. Im Übrigen wird das Verfahren von dem Schiedsrichtern
nach freiem Ermessen bestimmt. Die Entscheidungen über den äußeren
Ablauf des Verfahrens trifft der Obmann. Dieser bestimmt über den Tagungsort
und die Termine.

(5) Für die Abstimmung des Schiedsgerichtes und die Entscheidungen auf Grund
der Abstimmung gelten die §§ 194 ff. GVG.

(6) Wird der Schiedsspruch aufgehoben, so ist erneut nach den Bestimmungen
dieser Schiedsvereinbarungen zu entscheiden.

RECHNUNGSWESEN

§ 37 Geschäftsjahr

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Das erste Geschäftsjahr ist ein Rumpfge-
schäftsjahr und beginnt mit der Gründung der Genossenschaft.

§ 38 Jahresabschluss und Geschäftsbericht
(1) Der Vorstand hat innerhalb von fünf Monaten nach Ende des Geschäftsjahres

den Jahresabschluss für das vergangene Geschäftsjahr bzw. des Rumpf-
geschäftsjahres aufzustellen Der Vorstand hat den Jahresabschluss und
den Geschäftsbericht dem Aufsichtsrat unverzüglich und sodann mit dessen
Bemerkungen der Generalversammlung zur Feststellung des Jahresab-
schlusses vorzulegen.

(2) Jahresabschluss, Geschäftsbericht und Bericht des Aufsichtsrates sollen
mindestens eine Woche vor der Generalversammlung in den Geschäfts-
räumen der Genossenschaft oder an einer anderen bekannt zumachenden
Stelle zur Einsicht der Mitglieder ausgelegt oder ihnen sonst zur Kenntnis
gebracht werden.

(3) Der Bericht des Aufsichtsrates über die Prüfung des Jahresabschlusses und
des Geschäftsberichts ist der ordentlichen Generalversammlung zu erstatten.

§ 39 Verwendung des Jahresüberschusses
Über die Verwendung des Jahresüberschusses beschließt die Generalversammlung
unter Beachtung der Vorschriften des Gesetzes und dieser Satzung. Der auf die
Mitglieder entfallende Jahresüberschuss wird dem Geschäftsguthaben solange
zugeschrieben, bis der Geschäftsanteil erreicht oder ein durch einen Jahresfehl-
betrag vermindertes Geschäftsguthaben wieder ergänzt ist. Die im abgelaufenen
Geschäftsjahr auf den Geschäftsanteil geleisteten Einzahlungen vom ersten Tag des
auf die Einzahlung folgenden Kalendervierteljahres an zu berücksichtigen.

§ 40 Deckung eines Jahresfehlbetrages
(1) Über die Behandlung der Deckung eines Jahresfehlbetrages beschließt die

Generalversammlung.
(2) Soweit ein Jahresfehlbetrag nicht auf neue Rechnung vorgetragen oder durch

Heranziehung der anderen Ergebnisrücklagen gedeckt wird, ist er durch die
gesetzliche Rücklage oder durch die Kapitalrücklage oder durch Abschreibung
von den Geschäftsguthaben der Mitglieder oder durch diese Maßnahmen
zugleich zu decken.

(3) Werden die Geschäftsguthaben zur Deckung eines Jahresfehlbetrages
herangezogen, so wird der auf das einzelne Mitglied entfallende Anteil des
Jahresfehlbetrages nach dem Verhältnis der übernommenen Geschäftsanteile
aller Mitglieder bei Beginn des Geschäftsjahres, in dem der Jahresfehlbetrag
entstanden ist, berechnet.

WEITERE REGELUNGEN

§ 41 Liquidation
Nach der Auflösung erfolgt die Liquidation der Genossenschaft nach Maßgabe des
Genossenschaftsgesetzes und § 61 AO.

§ 42 Bekanntmachungen
(1) Die Bekanntmachungen der Genossenschaft regelt die Satzung.
(2) Bei der Bekanntmachung sind die Namen der Personen anzugeben, von

denen die Bekanntmachung ausgeht.

§ 43 Prüfungsverband
Die Genossenschaft ist Mitglied im degp deutsch-europäischer genossenschafts- 
und prüfungsverband e.v.

§ 44 Gerichtsstand
Gerichtsstand für alle Streitigkeiten zwischen dem Mitglied und der Genossenschaft
aus dem Mitgliedschaftsverhältnis ist das Amtsgericht oder das Landgericht, das für
den Sitz der Genossenschaft zuständig ist.

§ 45 Änderung der Satzung und der Allgemeinen Geschäftsordnung
Eine Änderung der Satzung kann nur durch die Generalversammlung beschlossen
werden. Erforderlich ist eine Mehrheit von 3/4 der abgegebenen Stimmen. Die
Änderung wird erst wirksam, wenn sie in das Genossenschaftsregister eingetragen
ist. Bis dahin gelten die bisherigen Satzungsbestimmungen. Änderungen dieser
Allgemeinen Geschäftsordnung beschließen Vorstand und Aufsichtsrat einstimmig in
gemeinsamer Sitzung.
Diese Allgemeine Geschäftsordnung wurde einstimmig beschlossen in der gemein-
samen Sitzung von Vorstand und Aufsichtsrat.

Allgemeine Geschäftsordnung (AGO) der
Bürger speichern Energie eG
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Die für die Versorgung des Kunden mit Strom zu erfüllenden Aufgaben sind
gesetzlich aufgeteilt zwischen dem Stromlieferanten, dem Netzbetreiber, an dessen
Netz die Abnahmestelle, über die der Kunde mit Strom versorgt wird, angeschlossen
ist und dem Messstellenbetreiber. Bürger speichern Energie eG (nachfolgend
„BSEeG“) übernimmt die Stromlieferung und veranlasst für den Kunden die notwen-
digen Klärungen mit dem Netzbetreiber. Zur Erfüllung des Vertrages bedient sich die
BSEeG eines zugelassenen Dienstleisters u. a. für die technische Abwicklung, die
Organisation des Versorgerwechsels und der Abrechnung.

1 GELTUNGSBEREICH
Diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen (nachfolgend „AGB“) für Privatkunden
regeln das zwischen der BSEeG und den Kunden bestehende Lieferverhältnis
hinsichtlich der Stromversorgung. Diese AGB gelten ausschließlich für Kunden, die
Verbraucher im Sinne des § 13 BGB sind (nachfolgend „Kunden“).

2 ORGANISATION DES STROMWECHSELS
Die BSEeG organisiert die Abwicklung des Lieferantenwechsels für die Kunden,
wobei die BSEeG dafür Sorge trägt, dass die Interessen des Kunden gegenüber
den Netzbetreibern und anderen Beteiligten gewahrt bleiben. Der Kunde ermöglicht
durch seine schriftlich erteilte Vollmacht, dass die BSEeG Erklärungen zu diesem
Zweck für ihn abgeben kann.

3 ART UND UMFANG DER VERSORGUNG
3.1 Im Rahmen dieses Vertrages wird Strom in Niederspannung (ca. 230/400V)
geliefert.
3.2 Der Kunde ist für die Dauer des Liefervertrages verpflichtet, seinen gesamten
leitungsgebundenen Elektrizitätsbedarf aus der angeschlossenen Abnahmestelle
aus den Stromlieferungen der BSEeG zu decken. Die Deckung des eigenen Elekt-
rizitätsbedarfs aus selbst produziertem Strom bleibt von der Verpflichtung nach
Satz 1 unberührt. Die BSEeG ist verpflichtet, die für die Deckung des gesamten
Bedarfs des Kunden erforderliche Stromlieferung zu erbringen. BSEeG ist von der
Lieferpflicht befreit, wenn sie an der Lieferung durch höhere Gewalt oder sonstige
Umstände gehindert ist, deren Beseitigung ihr nicht möglich oder wirtschaftlich nicht
zumutbar ist. Die BSEeG ist auch dann von der Lieferpflicht befreit, wenn Unter-
brechungen oder Störungen der Elektrizitätsversorgung Folgen einer Störung des
Netzbetriebes einschließlich des Netzanschlusses sind, es sei denn die Störung
beruht auf unberechtigten Maßnahmen von der BSEeG.

4 ABLESUNG, ABRECHNUNG, ZAHLUNGSVERZUG
4.1 Die Verbrauchsermittlung erfolgt durch die BSEeG, den örtlichen Netzbetreiber,
den jeweiligen Messstellenbetreiber oder durch einen von der BSEeG beauftragten
Dienstleister. Der Anfangs- und Endzählerstand wird durch den Netzbetreiber an die
BSEeG übermittelt. Wird dem Beauftragten eine Ablesung nicht ermöglicht, kann die
BSEeG den Verbrauch auf Basis von Erfahrungswerten schätzen.
4.2 Abweichend von Ziffer 4.1 kann die BSEeG verlangen, dass die Messeinrich-
tungen vom Kunden selbst abgelesen werden, es sei denn, die Selbstablesung ist
für den Kunden unzumutbar. Sofern der Kunde trotz bestehender Pflicht zur Selbsta-
blesung des Zählers und nach Aufforderung den jeweiligen Zählerstand nicht mitteilt,
ist die BSEeG berechtigt, den Zählerstand auf Basis von Erfahrungswerten zu
schätzen. Geschätzte Zählerstände können im Falle einer nachträglichen Ablesung
korrigiert werden.
4.3 Während des Abrechnungszeitraumes werden monatlich gleiche Abschlagszah-
lungen in Höhe von einem Zwölftel des voraussichtlichen Jahresentgelts erhoben.
Diese Abschlagszahlungen sind zum 15. des Erstbelieferungsmonats und
jeder weitere zum 15. des Folgemonats fällig. Am Ende des Abrechnungszeitraums
wird die BSE eG dem Kunden eine Jahresabrechnung überreichen. Rechnungs-
beträge sind spätestens 14 Tage nach Zugang einer Rechnung oder vergleichbaren
Zahlungsaufstellung zur Zahlung fällig. Die Zahlung erfolgt im Wege der
Überweisung durch den Kunden. Abweichend von der jährlichen Abrechnung kann
gegen ein zusätzliches Entgelt auch eine monatliche, vierteljährliche oder halbjähr-
liche Abrechnung vereinbart werden.
4.4 Bei einem durch den Kunden verschuldeten Zahlungsverzug ist die BSEeG
unbeschadet weitergehender Ansprüche berechtigt, dem Kunden für die Kosten
jeder Zahlungsaufforderung EUR 2,50 in Rechnung zu stellen. Bei Nichterfüllung
einer Zahlungsverpflichtung trotz Mahnung ist die BSEeG berechtigt, die Versorgung
vier (4) Wochen nach Androhung unterbrechen zu lassen. Dies gilt nicht, wenn die
Folgen der Versorgungsunterbrechung außer Verhältnis zur Schwere der Zuwider-
handlung stehen oder der Kunde darlegt, dass hinreichende Aussicht besteht, dass
er seinen Verpflichtungen nachkommt. Der Beginn der Unterbrechung wird dem
Kunden drei (3) Werktage im Voraus angekündigt.

5 PREISANPASSUNGEN
5.1 Die jeweils mit dem Kunden vereinbarten Preise beinhalten Bezugskosten für
Strom von Lieferanten oder eigene Stromproduktionskosten, Netznutzungsentgelte,

Stromsteuer, Konzessionsabgaben, Entgelte für Messung und Verrechnung sowie
Umlagen nach dem Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz (KWKG) und dem Gesetz für
den Vorrang Erneuerbarer Energien (EEG) in ihrer jeweils geltenden Fassung sowie
die jeweils gültige gesetzliche Umsatzsteuer. Soweit künftig Energiesteuern oder
sonstige die Erzeugung, Beschaffung, Übertragung, Verteilung oder den Verbrauch
von Energie belastende Steuern, Abgaben irgendwelcher Art wirksam werden
sollten, werden diese in der jeweiligen Höhe zusätzlich in Rechnung gestellt.
5.2 Sofern die konkreten Kosten der in Ziffer 5.1 angegebenen Faktoren steigen
oder sich aus sonstigen gesetzlichen Bestimmungen oder sonstigen Vorschriften
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Belastungen für die Erzeugung, Beschaffung, Übertragung, Verteilung oder den
Verbrauch von elektrischer Energie ergeben, ist die BSEeG berechtigt, die Preise
gegenüber dem Kunden nach billigem Ermessen anzuheben, soweit dies erfor-
derlich ist, um eine Steigerung der Gesamtkosten auszugleichen. Sofern diese
Kosten sinken, wird die BSEeG die Preise gegenüber dem Kunden nach demselben
Maßstab senken.
5.3 Preisänderungen erfolgen nur zum Anfang eines Kalendermonats; sie werden
dem Kunden mit einer Frist von mindestens sechs (6) Wochen vor dem Inkrafttreten
in Textform mitgeteilt. Dem Kunden steht im Falle einer Preisanhebung das Recht
zu, den Vertrag in Textform ohne Einhaltung einer Frist zu kündigen, und zwar zum
nächstmöglichen Umstellungstermin auf einen anderen Anbieter [maximal zwei (2)
Wochen ab Zugang der Kündigung bei der BSEeG].
5.4 Soweit die BSEeG einen Preis bis zu einem bestimmten Zeitpunkt garantiert,
gelten die vereinbarten Preise bis zum Ende des Garantiezeitraums (Preisga-
rantie). Ausgenommen von der Preisgarantie sind Preisanpassungen infolge einer
Erhöhung der gesetzlichen Umsatzsteuer, der Stromsteuer oder sonstiger gesetz-
licher Abgaben aufgrund deutscher oder europäischer Gesetze, Verordnungen und
Richtlinien.

6 VERTRAGSSCHLUSS, VERTRAGSLAUFZEIT, KÜNDIGUNG, UMZUG
6.1 Der Vertrag kommt dadurch zustande, dass dem Kunden auf seine schriftlich,
elektronisch oder telefonisch übermittelte Bestellung hin eine Vertragsbestätigung
von der BSEeG zugeht und die Mitgliedschaft in der Genossenschaft bestätigt ist.
Die Laufzeit des Vertrages ist an die Mitgliedschaft in der Genossenschaft gebunden.
Die Vertragslaufzeit beginnt nach schriftlicher Auftragsbestätigung durch BSEeG
unmittelbar nach Beendigung des Vertrages mit dem vorangegangenen Versorger.
6.2 Der Vertrag kann, sofern zum Vertragsabschluss keine Preisgarantie vereinbart
wurde, von beiden Vertragsparteien mit einer Frist von vier (4) Wochen zum
Monatsende  gekündigt werden. Bei Vereinbarung einer Preisgarantie kann der
Vertrag von beiden Vertragsparteien mit einer Frist von vier (4) Wochen zum Ende
des vereinbarten Preisgarantiezeitraums gekündigt werden. Kündigungen bedürfen
der Textform.
6.3 Jede Vertragspartei kann den Stromlieferungsvertrag aus wichtigem Grund
außerordentlich fristlos kündigen. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn
der Kunde für zwei aufeinanderfolgende Termine mit der Entrichtung der Abschlags-
zahlung i. S. v. Ziffer 4.3 vollständig oder hinsichtlich eines nicht unerheblichen Teils
in Verzug ist.
6.4 Bei einem Umzug innerhalb Deutschlands besteht der Vertrag fort. Der Kunde
teilt der BSEeG seine neue Adresse mindestens sechs (6) Wochen vor dem Umzug
mit.

7 HAFTUNG
7.1 Die BSEeG haftet nach den gesetzlichen Bestimmungen.
7.2 Bei einer Unterbrechung oder bei Unregelmäßigkeiten in der Elektrizitätsver-
sorgung infolge einer Störung des Netzbetriebs einschließlich des Netzanschlusses
ist die BSEeG von der Leistungspflicht befreit. Die BSEeG weist darauf hin, dass
dem Kunden in diesem Fall gegebenenfalls Ansprüche gegen den Netzbetreiber aus
Vertrag, Anschlussnutzungsverhältnis oder unerlaubter Handlung zustehen. Satz 1
gilt nicht, soweit die BSEeG die Störung zu vertreten hat. Die BSEeG ist verpflichtet,
ihren Kunden auf Verlangen unverzüglich über die mit der Schadensverursachung
durch den Netzbetreiber zusammenhängenden Tatsachen insoweit Auskunft zu
geben, als diese der BSEeG bekannt sind oder von der BSEeG in zumutbarer Weise
aufgeklärt werden können.

8 DATENSCHUTZ
8.1 Zur Erfüllung des Vertrages bedient sich die BSEeG eines zugelassenen Dienst-
leisters u. a. für die technische Abwicklung, die Organisation des Versorgerwechsels
und die Abrechnung. Zu diesem Zweck werden die Kundendaten dorthin übermittelt
und dort gespeichert, verarbeitet und genutzt.
8.2 Zum Zwecke der Organisation des Stromwechsels nach Maßgabe von Ziffer 2
werden die für die Kündigung erforderlichen Daten des Kunden im erforderlichen
Umfang an den bisherigen Stromlieferanten, den Messstellenbetreiber und den
Netzbetreiber des Kunden übermittelt.
8.3 An andere Dritte werden die Kundendaten nicht weitergegeben. Die BSEeG
behält sich allerdings das Recht vor, titulierte Forderungen an Dritte abzutreten und
die zur Forderungsrealisierung nötigen Daten dem neuen Gläubiger mitzuteilen.
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9 VERBRAUCHERBESCHWERDEN / SCHLICHTUNGSSTELLE
Die BSEeG beantwortet Verbraucherbeschwerden gemäß § 111a EnWG innerhalb
der gesetzlichen Frist von vier Wochen ab deren Zugang bei der BSEeG. Hilft die
BSEeG der Verbraucherbeschwerde innerhalb dieser Frist nicht ab, kann der Kunde
die Schlichtungsstelle Energie anrufen (Schlichtungsstelle Energie e.V., Friedrich-
straße 133, 10117 Berlin, Tel.: 030/2757240-0, www.schlichtungsstelleenergie.de,
E-Mail: info@schlichtungsstelle-energie.de). Daneben unterhält die Bundesnetz-
agentur einen Verbraucherservice für den Bereich Elektrizität und Gas (Bundesnetz-
agentur, Verbraucherservice, Postfach 8001, 53105 Bonn, Tel. 030/22480-500 oder
01805/101000, www.bnetza.de, E-Mail: verbraucherservice-energie@bnetza.de).

10 ÄNDERUNGEN DIESER AGB
Die BSEeG ist berechtigt, diese AGB zu ändern. Die BSEeG wird dem Kunden
beabsichtigte Änderungen dieser AGB in Textform mitteilen. Die BSEeG wird nur
dann Änderungen der AGB vornehmen, wenn dies für den Kunden zumutbar ist,

insbesondere, um Veränderungen von Umständen zu berücksichtigen, auf die
die BSEeG keinen Einfluss hatte, oder um eine im Vertrag entstandene Lücke zu
schließen. Die BSEeG stellt sicher, dass der Kunde durch die Änderung insgesamt
nicht schlechter gestellt wird. Das Änderungsrecht von der BSEeG bezieht sich nicht
auf wesentliche Vertragspflichten, einschließlich der Vertragslaufzeit und des Rechts
zur ordentlichen Kündigung. Der Kunde kann einer Änderung der AGB innerhalb von
sechs (6) Wochen Allgemeine Geschäftsbedingungen der Bürger speichern Energie
eG nach Zugang der Mitteilung schriftlich widersprechen oder den Vertrag ohne
Einhaltung einer Frist kündigen, und zwar zum nächstmöglichen Umstellungstermin
auf einen anderen Anbieter [maximal zwei (2) Wochen ab Zugang der Kündigung bei
der BSEeG]. Sofern der Kunde der Änderung der AGB nicht oder nicht fristgemäß
widerspricht, gilt seine Zustimmung zur Änderung der AGB als erteilt. Im Falle des
Widerspruchs ist die BSEeG zur außerordentlichen Kündigung berechtigt. Die BSEeG
wird den Kunden hierauf in der Mitteilung der geänderten AGB hinweisen.
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